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1. „Meine Stimme zählt“ – Menschen mit Behinderung im Gespräch mit PolitikerInnen
Maßnahmen, Erlässe und Bestimmungen, die unser aller Zusammenleben regeln sollen, werden von gewählten VolksvertreterInnen – den jeweiligen PolitikerInnen der unterschiedlichen Parteien – diskutiert und schließlich in allgemein gültigen Gesetzen und Verordnungen beschlossen.

Politik ist in unserer Gesellschaft und in den Medien allgegenwärtig. Mit allen seinen Mechanismen ist das politische Wirken ein Bereich in unserem Leben, der viele Menschen interessiert. Aber viele von uns verstehen nicht wirklich, um was es bei Politik geht. Obwohl man gerne darüber Bescheid wissen würde, ist man oft inhaltlich überfordert. So ist es wichtig, dass man Politik für die Allgemeinheit greifbarer macht.

Wie man Politik bzw. für was man Politik einsetzen kann, ist ein sehr umfangreiches Thema. Aber speziell jene gesetzlichen Bestimmungen, die einen unmittelbar betreffen, sollten für die jeweiligen BürgerInnen deutlicher und verständlicher transportiert werden. Mit der Veranstaltung „Meine Stimme zählt“ im Grazer Rathaus gibt es für Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit mit PolitikerInnen über Politik und deren Auswirkungen zu sprechen. 
Am 1. September 2014 trat die Novelle des Steiermärkischen Behindertengesetzes in Kraft. Bei dieser Veranstaltung haben Menschen mit Behinderungen und andere Interessierte die Möglichkeit, direkt mit den jeweiligen VertreterInnen der Parteien über die Novelle und weitere politische Themen zu sprechen.

Folgende VertreterInnen haben ihr Kommen zugesagt:
Johannes Schwarz (SPÖ), Peter Tschernko (ÖVP), Andrea-Michaela Schartel (FPÖ), Ingrid Lechner-Sonnek (Grüne), Claudia-Klimt Weithaler (KPÖ)

Bürgermeister-Stellvertreterin Martina Schröck, Stadtrat Kurt Hohensinner und Christoph Jacum, Kundenrat der Lebenshilfe GUV werden Grußworte sprechen.
Freitag, 24. Oktober 2014, 9:30 – 12 Uhr
Rathaus Graz, Gemeinderatssitzungssaal 

Moderation: Andrea Puschl, ORF 

Hier können Sie sich die Einladung herunterladen: Meine Stimme zählt.pdf
Hier die Einladung in einfacher Sprache: Meine Stimme zählt_LL.pdf
Anmeldung unter tagung@lebenshilfe-guv.at . Die Teilnahme ist kostenlos.
Kontakt und Info:  Eva Reithofer-Haidacher, Telefon: 0676 84 71 55 627
2. "roomchooser.com" – Neue Internetplattform bietet Information für barrierefreie Hotelzimmer
Fast jeder von uns verreist gerne. Einmal ist es ein ausgedehnter Urlaub in einem fernen Land, ein anderes Mal ist es eine Städtereise übers Wochenende. So gibt es Pauschalreisen, Individualreisen, All Inclusive Angebote, Fly and Drive Reisen, Sommer- und Winterurlaube, und vieles mehr.

Tourismus in den unterschiedlichen Ausformungen ist für fast jedes Land ein sehr wichtiger wirtschaftlicher Faktor. Tourismusregionen und die gesamte Reisebranche stellen sich auf die Bedürfnisse und Wünsche ihrer KundInnen ein. So ist es normalerweise kein Problem ein entsprechendes Reiseziel zu finden.

Menschen mit Behinderungen stellen keine Ausnahme dar, wenn es darum geht, in Urlaub fahren zu wollen. Studien zufolge gibt es in der Europäischen Union einen großen Markt für barrierefreien Tourismus. Hier werden etwa 133 Millionen Menschen mit einer Behinderung als potentielle Gäste gesehen, davon 50 Millionen mit Mobilitätseinschränkungen.

„Eine Studie der Europäischen Kommission zeigt, dass in Europa Reisen für jeden fünften Bürger aufgrund von Alter, Behinderung oder eingeschränkter Mobilität schwierig sind.“ 

Es gibt jedoch noch eine große Diskrepanz im Bereich Urlaub und Menschen mit Behinderungen. Einerseits gibt es einige Millionen mobilitätseingeschränkte Menschen, die gerne in Urlaub fahren würden und andererseits gibt es in den meisten Fällen keine entsprechende Infrastruktur bzw. keine abgestimmten Angebote.
Viele Tourismustreibende haben noch nicht erkannt, dass Menschen mit Behinderungen eine sehr große Zielgruppe darstellen. In diesem Zusammenhang darf auch nicht übersehen werden, dass die hier angeführten potentiellen KundInnen in den meisten Fällen nicht alleine reisen. Weiters handelt es sich hier um sehr (standort-)treue Gäste. „Diese Gäste entscheiden sich für Destinationen und Unterkünfte oft aufgrund von Erfahrungen anderer und planen ihre Reisen sorgfältig. Konkrete Informationen zur Barrierefreiheit, um ein wirklich geeignetes Zimmer zu finden, sind selten und für die Reisenden aufwändig zu recherchieren. Wenn Sie jedoch etwas Passendes gefunden haben, werden sie zu loyalen Gästen, empfehlen Sie weiter und bleiben häufig länger, weil der Reiseaufwand hoch ist.“

Hier setzt ein neues Internetangebot an – "roomchooser.com". Unter dem Namen verbirgt sich eine praxisnahe Wiener Informationsplattform mit dem Ziel, Reisenden mit speziellen Anforderungen eine hilfreiche wie notwendige Dienstleistung zur Verfügung zu stellen. „roomchooser macht die essenziellen Fakten übersichtlich und anhand von vordefinierten Fotos für Reisende kostenlos zugänglich. Gäste filtern Hotelzimmer nach ihren individuellen Anforderungen an Barrierefreiheit und entscheiden anhand von Fotos, ein konkretes Zimmer direkt beim Hotel anzufragen.“

Die Internetseite unterteilt sich in drei Hauptkategorien:

· „Ich will weg“ (inklusive „Reiseberichte“)

· „Ich war weg“

· „Für Hotels“ – Hier haben Hotels die Möglichkeit ihr Produkt direkt der Zielgruppe zu präsentieren. So können vorliegende Möglichkeiten und Angebote der jeweiligen Unterkunft objektiv dargestellt werden.

„Ein weiteres Ziel von roomchooser ist es, Hotels dabei behilflich zu sein, dem Gast mit eingeschränkter Mobilität ein besseres Service anbieten zu können. Beratungsdienstleistungen zur besser durchdachten und praxisorientierten Einrichtung eines barrierefreien Zimmers sowie Workshops, um Unsicherheiten des Personals gegenüber Menschen mit eingeschränkter Mobilität abzubauen und die Perspektive eines Gasts im Rollstuhl erfahrbar zu machen, runden künftig das Angebot von roomchooser ab.“

Weitere Formationen erhalten sie unter http://www.roomchooser.com 

Informationen entnommen aus:

http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=15189
3. Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz wird unter anderem die sogenannte „Kindeseigenschaft“ geregelt. Hier wird festgelegt unter welchen Umständen und wie lange Personen juristisch als Kinder gelten und sie dadurch in den Genuss von Leistungen kommen können. 

Eine der wichtigsten Folgen dieser Regelung ist, dass Kinder selbst keine Pflichtversicherung haben, sondern in der Leistungszugehörigkeit mit einem Elternteil mitversichert sind. Der Status „Kind“ bleibt unter gewissen Umständen über das 18. Lebensjahr hinaus bestehen. Darunter fällt auch die „Erwerbsunfähigkeit durch Gebrechen oder Krankheit“ (ASVG, § 252, Abs. 2, Ziffer 3).

Menschen mit Behinderungen haben oft nicht die Möglichkeit am ersten Arbeitsmarkt tätig zu sein. Dies bedeutet oftmals, dass sie „(…) in Werkstätten tätig werden (Tageswerkstätten, fähigkeitsorientierte Arbeit)“. Für diese Tätigkeit gibt es ein Taschengeld, woraus sich aber keine Pflichtversicherung (Sozialversicherung, in weiterer Folge Pensionsversicherung) ableiten lässt. „Aus diesem Grund besteht in solchen Fällen die Kindeseigenschaft nach § 252, Abs. 2, Ziffer 3, ASVG (samt Parallelrecht) über das 18. Lebensjahr hinaus weiter; ein allfälliger Anspruch auf Waisenpension bleibt aufrecht.“

Die Bestrebungen, Menschen mit Behinderungen am ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln, hatten zur Folge, dass es beim Versuch einer Arbeit nachzugehen zum Wegfall der Kindeseigenschaft kam (durch die Pflichtversicherung aus einer Erwerbstätigkeit). Das bedeutete auch, dass es nun für den Mensch mit Behinderung keine erhöhte Familienbeihilfe mehr gab. Auch der Status der Kindseigenschaft wurde nicht wieder zuerkannt und damit fiel auch der Bezug einer Waisenpension weg. 

Mit 1. Juli 2014 trat nun eine Änderung im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG) in Kraft. Hier wurde nun festgelegt, dass die Kindeseigenschaft wieder erfüllt ist, auch wenn es zuvor durch die Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu einer Pflichtversicherung kam. Voraussetzung ist, dass die Erwerbsunfähigkeit infolge von Krankheit oder Gebrechen weiterhin vorliegt.
Hier finden Sie das BGBl. I, Nr.56/2014, „Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes und des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes“: https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2014_I_56/BGBLA_2014_I_56.pdf 

4. In eigener Sache – neue Adresse! 
Das Team der Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung übersiedelt in ein neues Büro. Ab 15. Oktober 2014 finden Sie uns am Joanneumring 20a, 8010 Graz. 
Auch das nueva-Team wird in diese neuen Räumlichkeiten ziehen und damit werden alle MitarbeiterInnen der Anwaltschaft an einem Standort arbeiten. 
Sie können uns weiterhin unter der bekannten Telefonnummer und E-Mail-Adresse kontaktieren.
F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung
Hofgasse 12/Parterre
8010 Graz
Telefon.: 0316/877-2745
Fax: 0316/877-5505

E-Mail: amb@stmk.gv.at
Internet: www.behindertenanwalt.steiermark.at
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